Das Blatt erſcheint nach 
Bedarf, int allgemeinen 
monatlich zweimal, zum 
Prelſe von jährlich M. 6. 
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Zu beziehen durch alle Poſt⸗ 
anſtalten und durch die 
Expedition des Blattes 
Berlin W. 8, Mauerſtr. 48/44. 


Miniſterial-Vlalt 


Handels- und Gewerbe- Verwaltung. 


Herausgegeben im Königlichen Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Nr. 25. Berlin, Montag, den 25. Nonember 1912. 12. Jahrgang. 
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IV. 


monate (§ 51 d. Gef.) S. 547. 


* 
Zeugniſſe S. 548. 
VI. Nichtamtliches: Bücherſchau S. 548. 


Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten: Allgemeine Angelegenheiten: Betr. Stempelpflicht der 


I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller- 


gnädigſt geruht, dem Geheimen expedierenden 
Sekretär und Kalkulator im Miniſterium für 


Handel und Gewerbe Reimann den Charakter 


als Rechnungsrat zu verleihen. 


Profeſſor Dr. E. Budde in Berlin⸗ 
Wilmersdorf iſt vom 1. November d. 38. an 
zum Mitgliede der Königlichen Techniſchen 
Deputation für Gewerbe ernannt worden. 


In der bisherigen Amtseigenſchaft ſind 


verſetzt worden: 


zum 1. Dezember d. J. die Gewerbeaſſeſſoren 
Eckey von Neuſalz a. O. nach Beuthen, 
Dr. Rehe von Breslau-Weſt nach 
Eſſen (Ruhr) und Pillon von Beuthen 
nach Breslau-Weſt, 

zum 1. Januar k. J. der Gewerbeaſſeſſor 
Artzt von Magdeburg nach Duisburg. 


Die Gewerbereferendare Meißner, 
Meinecke, Rühl und Limprich, ſämtlich 
aus Düſſeldorf, ſind nach beſtandener Prüfung 
zu Gewerbeaſſeſſoren ernannt und den Ge: 
werbeinſpektionen Neuſalz a. O., Spandau, 
Berlin S und Magdeburg I als Hilfsarbeiter 
überwieſen worden. 


Zu Oberlehrern ſind ernannt worden: 

die Lehrer Dipl.-Ing. Heinrich Verbeek 
an den vereinigten Maſchinenbauſchulen 
in Dortmund, Dipl.⸗Ing. Karl Hoerner 
an den vereinigten Maſchinenbauſchulen 
in Cöln, Dipl.⸗Ing. Hans Ricken an 
der Maſchinenbau⸗ und Hüttenſchule in 
Duisburg, Dipl.-Ing. Wilhelm Abele 
an der Maſchinenbau⸗ und Hütten⸗ 
ſchule in Gleiwitz und Dipl.⸗Ing. Kurt 
Sauer an der Maſchinenbauſchule in 
Graudenz. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Verſetzungen von Beamten und Lehrern. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 9, den 31. Oktober 1912. 


Vom 1. April d. Is. ab können Beamten und Lehrern der Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
verwaltung bei Verſetzungen neben den geſetzlichen Entſchädigungen diejenigen Koſten er⸗ 
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ſtattet werden, welche ſie für die ortsüblichen Gebräuchen entſprechenden Maßnahmen zur 
Weitervermietung der Wohnung an dem bisherigen Dienſtort aufgewendet haben. Als 
erſtattungsfähig ſind ohne weiteres die Aufwendungen 


a) für zweimalige Bekanntmachung in einer Zeitung oder einmalige Bekanntmachung 
in zwei Zeitungen und 
b) für ſonſtige Verſuche zur Gewinnung eines Mieters (Aushang, Annahme eines 
Vermittlers) 
anzuſehen. 

Koſten über das ortsübliche Maß hinausgehender Aufwendungen zur Weitervermietung 
der Wohnung, insbeſondere Inſtandſetzungskoſten, Mietnachlaß an den folgenden Mieter, 
ſowie eine an den Vermieter gezahlte Abſtandsſumme und die Koſten einer mehr als zivei- 
maligen Bekanntmachung in der Zeitung können dagegen dem verſetzten Beamten nur dann 
erſtattet werden, wenn dadurch nachweislich eine Erſparnis an dem gemäß § 4 Abſ. 2 des 
Umzugskoſtengeſetzes vom 24. Februar 1877 zu vergütenden Mietzins erzielt worden iſt. 

Die hiernach zur Erſtattung gelangenden Koſten ſind bei dem in den Etat der dortigen 
Regierung von der Handels- und Gewerbeverwaltung einzuſtellenden Fonds Kap. 70 Tit. 5 

„Rückerſtattungen und ſonſtige Ausgaben“ 
zu verrechnen, da es ſich nicht um Vergütungen auf Grund des Umzugskoſtengeſetzes vom 
24. Februar 1877 handelt. 

Ferner beſtimme ich, daß bei Erſtattung des Mietzinſes an verſetzte Beamte die in 
dem Mietzins etwa mitenthaltene Entſchädigung für die Vereitſtellung einer Zentralheizung 
künftig mitzuvergüten iſt. 

In Vertretung. 
IIa. 3698. 1.9791. Schreiber. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 
Betr. Handelskammer in Cöln. 
Die Zahl der Mitglieder der Handelskammer zu Cöln iſt auf 33 erhöht worden. 


Betr. Handelskammer in Kiel. 
Die Zahl der Mitglieder der Handelskammer zu Kiel iſt auf 27 erhöht worden. 


2. Handelsverkehr. 
Betr. Muſterkoffer der Handlungsreiſenden in Oſterreich⸗Angarn. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
j Berlin W.9, den 2. November 1912. 
Die Oſterreichiſch⸗Ungariſche Regierung hat ein einheitliches Formular für die im 
Ausland und im Inland auszuſtellenden Legitimationskarten zur Inanſpruchnahme der 
Begünſtigungen für Muſterkoffer von Handlungsreiſenden auf öſterreichiſchen, ungariſchen 
und bosniſch⸗herzegowiniſchen Eiſenbahnen aufgeſtellt und den Wunſch ausgeſprochen, daß 
die neuen Formulare von den zuſtändigen Behörden des Deutſchen Reichs bereits für die 
im Jahre 1913 gültigen Legitimationskarten benutzt würden. 
Die Legitimationskarten unterliegen in Oſterreich⸗Ungarn einer Stempelgebühr von 
1 Krone; die erforderlichen Stempelmarken find bei den in den Grenzbahnhöfen befindlichen 
Stempelverkaufsſtellen zu haben. Die Karten ſind von dem Inhaber alljährlich beim erſt⸗ 
maligen Eintritt in die Oſterreichiſch⸗Ungariſche Monarchie im Grenzzollamt oder Steuer- 
amt zur Entwertung der Stempelmarke vorzuweiſen. Die für das laufende Kalenderjahr 
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noch mit dem bisherigen Vordrucke hergeſtellten Legitimationskarten ſollen von den öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Eiſenbahnbehörden anerkannt werden. ) 
Die Reichsdruckerei (8 wegen des erforderlichen Neudrucks der Legitimationskarten 
mit Weiſung verſehen worden. 
Im Auftrage. 


IIb. 8871. Luſensky. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Betr. Handelsagenten der Vereinigten Staaten von Amerika. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 2. November 1912. 


Der amerikaniſche Staatsangehörige Charles Achenbach ift zum confidential clerk 
in dem Berliner Bureau des Confidential Agent des Schatzamts der Vereinigten Staaten 
von Amerika ernannt und in dieſer Eigenſchaft zugelaſſen worden. 


Im Auftrage. 
IIb. 8849. Luſensky. 


An die Handelsvertretungen und den Deutſchen Handelstag hier. 


3. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Prüfung zum Seemaſchiniſten. 

Gemäß den Beſtimmungen in § 5 Abſ. 4 der Bekanntmachung des Herrn Reichs⸗ 
kanzlers vom 7. Januar 1909 (Reichs⸗Geſetzblatt S. 210) find die Maſchinenfabriken von 
Främbs und Freudenberg in Schweidnitz und von Wetzel & Freytag (vormals F. C. W. 
Wetzel) in Hamburg als größere Dampfmaſchinenbauanſtalten im Sinne der Beſtimmungen 
unter § 4 Ziffer 5 oo O. anerkannt worden. Ihre Aufnahme in das durch die Bekannt⸗ 
machung des Herrn Reichskanzlers vom 8. Juni 1910 (Zentr. Bl. f. d. Deutſche Reich S. 242) 
veröffentlichte Verzeichnis der größeren Dampfmaſchinenbauanſtalten wird im Zentralblatte 
für das Deutſche Reich bekannt gegeben werden (vergl. HMBl. 1910 S. 314). 

IV 9961. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 9, den 31. Oktober 1912. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 22. Juni d. Is. (SM Bl. S. 384) wird bekannt 
gegeben, daß die nachſtehend bezeichneten Firmen gleichfalls Typenzeugniſſe des Deutſchen 
Acetylenvereins auf ihre Waſſervorlagen erhalten haben, und zwar unter 


Nr. 41. Deutſche Acetyleninduſtrie G. m. b. H. in Hannover mit Datum vom 
22. Juni 1912, 

Nr. 42. Kraiß & Friz in Stuttgart mit Datum vom 17. Auguſt 1912. Bezeich⸗ 
nung: K-U-F Modell MS 12, 

Nr. 43. Maſchinenfabrik Friedrich Butterfaß in Karlsruhe i. B. mit Datum vom 
20. 2 1912. Bezeichnung: Sicherheits⸗Waſſervorlage „Syſtem 
Butterfaß“ 

Nr. 44. Brüning & Co. in Eſſen⸗Ruhr mit Datum vom 22. Oktober 1912. 

0 


Ich erſuche, die Ortspolizeibehörden unter Abdruck dieſes Erlaſſes im Amtsblatt ent⸗ 
ſprechend anzuweiſen. Für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind Abdrücke dieſes Erlaſſes bei⸗ 
gefügt. Zeichnungen der Waſſervorlagen ſind, ſoweit ein Bedürfnis dafür vorliegt, von 
den in Frage kommenden Firmen anzufordern. 
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Nach Erſcheinen in der Zeitſchrift „Carbid und Acetylen“ wird eine Zuſammenſtellung 
von Abbildungen der vom Deutſchen Acetylenverein in der letzten Zeit mit Typenzeugnis 
verſehenen Waſſervorlagen, von Nr. 37 beginnend, in gleicher Weiſe wie früher zum Dienſt⸗ 
gebrauche für die Gewerbeaufſichtsbeamten übermittelt werden. 


In Vertretung. 
III. 7417. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 5. November 1912. 


Der in der anliegenden Drudjache*) dargeſtellte, von der Firma Holebi⸗Werke, 
Geſellſchaft für Maſchinen⸗ und Apparatebau m. b. H. in Höchſt a. M. in ſechs 
Größen (Fo bis F,) hergeſtellte Acetylenapparat „Holebi Modell F“ ift auf Grund meiner 
Erlaſſe vom 25. April und 18. Juni 1909 (M Bl. S. 235 und 283) einer Betriebsprüfung 
unterzogen worden. Der Apparat leinſchließlich der zugehörigen, vom Deutſchen Acetylen⸗ 
vereine mit Typenzeugnis Nr. 23 verſehenen Waſſervorlage) hat ſich dabei als zuverläſſig 
erwieſen, jo daß keine Bedenken beſtehen, ihn für Schweiß und Lötzwecke bei Verwendung 
eines Carbids von 4 bis 7 mm 

1. in den Größen Fo, E1, Fo, F mit einer Geſamtearbidfüllung bis zu 4 kg in 
geſchloſſenen Arbeitsräumen zuzulaſſen, 

2. in den vorgenannten Größen und der Größe Fs mit Carbidfüllungen bis zu 
10 kg bei vorübergehender, im Freien ſtattfindender Benutzung in dem Bezirk 
anderer Ortspolizeibehörden als der des Wohnorts ſeines Beſitzers von der 
wiederholten Anzeige zu befreien, ſofern vor der erſtmaligen Inbetriebſetzung 
die vorgeſchriebene Anzeige mit einer Zeichnung, Beſchreibung und Gebrauchs⸗ 
anweiſung des Apparats unter Angabe des Erlaſſes, mit dem die Zulaſſung 
erfolgt iſt, der Ortspolizeibehörde des Wohnorts des Beſitzers erſtattet iſt. 


Apparate der Firma, denen vorſtehende Vergünſtigungen gewährt werden ſollen, müſſen 
mit einem Fabrikſchilde verſehen ſein, das an den zur Befeſtigung dienenden Zinntropfen 
den Stempel des Dampfkeſſelüberwachungsvereins zu Frankfurt a. M. erkennen läßt und 
im übrigen Aufſchriften gemäß nachſtehender Tabelle enthält: 


Apparat: Größe. [Fe D 
Carbidfüllung in kg Körnung 1 Bla Ui | 3 | 4 | 4 10 
Höchſte Stundenleiftung in Litern 200 500 1200 2400 3000 3800 
Nutzbarer Inhalt der Gasglocke in Litern . | 18 35 60 110 212 EK 
Waſſerinhalt des Entwicklers in Litern 15 32 | E 120 200 2000 
Entſchlammung nach Verbrauch von kg Carbid 1½ 3 69 12.0 | 20 
e e | da | Ja doe | Au 

Fabriknummer: 

Jahr der Anfertigung: 

Steeg, . gg et, 


Hinſichtlich der zu verwendenden Waſſervorlage verweiſe ich auf den Erlaß vom 
23. Dezember 1910 (HM Bl. 1911 S. 4), hinſichtlich der bei der Aufſtellung der Apparate 
zu ſtellenden Forderungen auf den Erlaß vom 14. April 1911 (HMBL. S. 131). 

Ich erſuche, die Gewerbeaufſichtsbeamten und Ortspolizeibehörden unter Veröffentlichung 
dieſes Erlaſſes im Amtsblatt auf die auf Grund des § 21 der Acetylenverordnung dort 
zweckmäßig allgemein zu erteilende Ausnahme von den Beſtimmungen des §1 (inſoweit die 


) Die Druckanlage gelangt hier nicht zum Abdruck. 
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vorſtehend unter 2 erwähnte wiederholte Anzeige in Frage kommt) und des § 2 a. a. O. 
(inſoweit die Benutzung in und unter Räumen in Frage kommt, die zum Aufenthalte von 
Menſchen beſtimmt ſind) hinzuweiſen. 

Für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind außerdem Abdrücke dieſes Erlaſſes ausſchließlich 
der Anlagen beigefügt. Zeichnungen und Beſchreibungen des Apparats ſind im Bedarfsfalle 
von der ausführenden Firma anzufordern. & 

In Vertretung. 
III. 7532, Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Wandergewerbe und Märkte. 
Betr. Preisfeftftellung für Viehmärkte. 

Auf Grund des Geſetzes, betreffend die Preisfeſtſtellung beim Markthandel mit 
Schlachtvieh, vom 8. Februar 1909 (RGBl. S. 269) hat der Miniſter für Handel und Ge⸗ 
werbe unter dem 20. September d. J. eine Preisfeſtſtellungsordnung für den ſtädtiſchen 
Viehhof zu Gelſenkirchen erlaſſen, die im Amtsblatte der Regierung zu Arnsberg Stück 41 
Seite 809 ff. veröffentlicht worden iſt. 


3. Arbeiterverſicherung. 
b a) Schiedsgerichte. 
Überſicht über die Geſchäftstätigkeit der Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung in der Zeit 


vom 1. Januar bis 30. Juni 1912. 


Zahl der Zahl der 

aus dem (E | f aude | d 
E Borjahe ` nen Ro une 3 | aus⸗ wär⸗ ſchnlellch 
Siß un: einge⸗ aurech? gie Sitzun-⸗ wär⸗ tigen Er⸗ auf eine 
erledigt 9” Inungsel erle⸗ war⸗ E Sitzung 
des Schiedsgerichts über? gan⸗ fähi⸗ | digten ! tigen € kennt⸗ entfallen. 
nomme⸗ digten ][über⸗ Ë weis⸗ den er⸗ 
nen. een e | Sitzun⸗ out, | niffe ledigten 
5 haupt gen nah⸗ Streit 
Streitſachen i a ſachen 
Königsberg. 321 1066 — 984 405 87 15 — 928 27 
e ED. 3 22 — 16 9 4.5 144 16 
Gumbinnen. 321 799 13. 942 165 bs 45 — 908 18 
| geil „Bil Bel ol 200] ae] wen 695 19 
Danzig eat, "8 222 866 15 848 226 41 1 1 791 21 
co ne 8 29 1 28 8 2— — 27 14 
Marienwerder. 50 1889 35 1172 282 bs 40 11144 22 
Berlin (Stadtkreis) . 534 288? 42 2412 762 140 — — 2249 17 
(Reg. ⸗Bez. Potsdam) 540 2774 151 2666 497 138 — — 2 528 20 
. 5 40 — 61 14 Bu | Se 30 15 
Frankfurt a. O0. 278 1329 3 1059 545 45 24 29 1080| 24 
Finn; 36% 926 — 1009 282 Si 863 — 900 19 
e. EE 14 W 6 21 — 1 24 14 
Köslin ER 145 504 2 489 158 23 6 — 434 21 
in? 4 56 169 1 130 94 " — — 118 19 
e 12 257 1441 6 1138 554 63 37 3 1094 18 
s. 5 18 — 10 8 9 6 — 9 10 

Erklärung der Abkürzungen in Spalte 1: 

E. D. = Eiſenbahndirektionsbezirk. e 
N. K. P. — Norddeutſche Knappſchafts⸗Penſionskaſſe. 
A. K. V. B. — Allgemeiner Knappſchaftsverein Bochum. 
S. K. V. — Saarbrücker Knappſchaftsverein. 


Anmerkung. e 

a . Nicht anrechnungsfähige Streitſachen find ſolche, bei denen ſich erſt nach Eintragen in die 
'Frozeßliſte die örtliche oder fachliche Unzuſtändigkeit des Schiedsgerichts ergibt. s 

2. Als erledigt gelten die Streitſachen, in denen ein Urteil ergangen ift, oder die durch Vergleich, 

durch Anerkenntnis, durch Zurücknahme der Klage oder auf andere Weiſe ihre Erledigung gefunden haben. 
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Zahl der Zahl der 
aus dem ; * aus-. 
g Vorjahr nen nicht 2 gë GE 
Sitz un nge⸗ anrech⸗ erle⸗ Sitzun⸗ E 1195 Er⸗ a 
des Schiedsgerichts SCH ans a digt Sc Be⸗ Eigung 
D 9 fähi⸗ digten di tigen e kennt⸗ | entfallen» 
nen genen gen | digten | über» weise den er⸗ 
| Kanon! Sitzun⸗ auf⸗ niſſe ledtgten 
Streitſach TTT gen nah. an 
yen | men | an 
Bromberg 816 889 10 799 846 46 25 8 766 17 
— E. D 3 44 — 48 4 2 — — 48 22 
Breslau. 456 1748 6 1 595 603 76 8 8b 1440 21 
Bu um) 14 26 — 28 14 2 — — 238 12 
SE 117 986 H 918 182 eie 869 20 
N 818 3 264 117 8095 870 } 
Kattowitz E. D. B. 244 44 — | 8 29 u | 2 = 39 18 
Magdeburg. 361 1005 12 920 434] 56 232 — 861 16 
Merfeburg u e dreet ges lk 
: 5 | 50 909 41% 
Halle a. S. E. D. B. 8 194 — 24 e 2 dë SS 21 12 
— N. K. P. 264 796 14 886 160 47 16 — 701 19 
Et E 299 6549 e 659 188] 25 14 — 589 26 
Schleswig = 400 1286 In s res Ek 
% 19 1443 287] 98 We 
Altona E. D. B. — BR 29 3 5 E — ; 2 1 
Hannover 8 48 789 702 180 87 15 14 601 II 
s E Det e — 2 19 5 2 — 2 18 0 
Hildesheim 145 548 2 565 126 26 12 7 497 22 
Clausthal GE ee 60 hat, "e 168 57 12 11 1 158 14 
Lüneburg Se 69 504 6 499 68 25 12 8 465 20 
Stade. 6 52 287 — 288 51 14 7 2 257 al 
Osnabrück 3 84 280 6 276 32 12 2 1 184 23 
Aurich 35 155 2 186 52 7 5 — 112 19 
Münſter 5 66 630 2 b91 103 22 — = 547 27 
E. D. B.. — 1 3 2 1 — — 2 8 
Minden 134 579 E 639 171 24 19 4 514 22 
Arnsberg 586 2285 18 2005 848 87 80 4 1900 28 
Bochum A. K. V. 2. 8147| 3 994 57 4582 2 502 275 == 1 8 514 I 
Saffel. 299 1028 2 818 507 40 CR 768 20 
E. D. B. 6 28 — 16 18 1 E == 14 16 
Wiesbaden 8 887 1036 6 985 482 40 = — 812 28 
Frankfurt a. M. E. D. . 6 9 — 15 — 2 — — 14 8 
Saa Der m 5 125 20 739 140 45 85 6 695 | 16 
d 25 918 2 991 44 43 90 
Elberfeld E. D. B. 6 20 — 22 ö 4 E 8 — Ka Woh 3 
Eſſen E. D. B. 10 800 — 80 10 2 — — 30 15 
En 126 1 802 9 BEI 484 42 14 32 802 22 
„ E. D. B. 1 62 u L 2 14 17 
I 806 747 847 206 83 | — 714 96 
Saarbrücken E. D. B. 8 19 — 14 18 GEN — 12 7 
ve S. K. B. 266 409 — nr 468 21 
oe ] 2 101 664 5 604 156 29 6 4 525 21 
igmaringen . 52 45 — 83 14 6 — — 69 14 
Bufanımen . 18 346 Ko 475 | 740 44 046 15 034 | 2239 824 212 39 799 20 
59 820 | 


59 820 
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b) Reichsverſicherungsordnung. 
II. Buch (Krankenverſicherung). 
Betr. Orgauiſation der Krankenkaſſen. 
Berlin W. 9, den 4. November 1912. 
In Ergänzung der Erlaſſe vom 8. Mai und vom 15. Juli d. J. (HM Bl. S. 264, 394) 
und im Anſchluß an die beiliegende Bekanntmachung, die durch das Regierungsamtsblatt 
zu veröffentlichen iſt, beſtimmen wir: 


J. Errichtung von allgemeinen Ortskrankenkaſſen und von Landkrankenkaſſen. 


1. Wird eine allgemeine Ortskrankenkaſſe oder eine Landkrankenkaſſe für den Bezirk 
mehrerer Gemeinden innerhalb eines Kreiſes errichtet, To braucht ein Zweckverband ($ 527) 
nicht gebildet zu werden: 

a) für die Errichtung dieſer Kaſſen (§ 231), 
b) für die Errichtung der Satzung dieſer Kaſſen (§ 320), 
e) für die Wahl der Organe der Landkrankenkaſſen (§§ 331, 336). 

In allen dieſen Fällen tritt der Kreis als nächſtgrößerer Gemeindeverband (8 526 
Abſ. 1) ein, ſodaß der Kreistag zu beſchließen hat. Dagegen muß, ſofern der Bezirk der 
Kaſſe über einen Gemeindebezirk hinausgeht, aber nicht den ganzen nächſtgrößeren Verband 
umfaßt, ein Zweckverband gebildet werden, um 

a) für den Fehlbetrag im Vermögen einer aufgelöſten oder geſchloſſenen Orts- oder 
Landkrankenkaſſe einzutreten (§ 305), 

b) die Beitragsteile der Arbeitgeber für unſtändig Beſchäftigte zu zahlen und zu 
beſchließen, ob dieſe Beträge umgelegt werden ſollen ($ 453, 454), 

c) E e unſtändig Beſchäftigter von der Beitragspflicht zuzuſtimmen 
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d) hausgewerbliche Verſicherungspflichtige von der Beitragspflicht durch Ortsſtatut 
zu befreien (§ 489), 

e) die in § 489 Abſ. 1 bezeichneten Koſten aufzubringen, wenn die Landesregierung 
anordnet, daß der Gemeindeverband dieſe Koſten übernimmt (§ 490), 

f) Beihilfen aus eigenen Mitteln ($$ 389, 390) und 

g) Vorſchüſſe (Art. 16 EG.) zu leiſten. 

Weitere Beſtimmungen über die Bildung der Zweckverbände bleiben vorbehalten. 

2. Sofern ſich die zur Beſchlußfaſſung zuſtändigen Gemeindeverbände nicht einigen 
($ 231 Abſ. 2), hat das Oberverſicherungsamt grundſätzlich dem Beſchluſſe des räumlich 
größeren Gemeindeverbandes entſprechend zu entſcheiden. 

3. Soweit die Errichtung von allgemeinen Ortskrankenkaſſen und von Landkranken⸗ 
kaſſen notwendig iſt, hat das Oberverſicherungsamt die Gemeindeverbände aufzufordern, 
ihm durch Vermittlung des Verſicherungsamts die Beſchlüſſe über die Errichtung der Kaſſen 
(§ 231 Abſ. 1) ſpäteſtens bis zum 1. Februar 1913 einzureichen. Wird dieſer Aufforderung 
nicht entſprochen, ſo hat das Oberverſicherungsamt die Errichtung bis zum 1. April 1913 
anzuordnen. Geht auch trotz dieſer rechtskräftigen Anordnung der Beſchluß des Gemeinde⸗ 
verbandes nicht ein, ſo errichtet das Oberverſicherungsamt ſelbſt die Kaſſe ($$ 232, 233). 

Hinſichtlich der örtlichen Bezirke, für welche die Errichtung einer Landkrankenkaſſe 
unterbleiben ſoll, hat der Beſchlußausſchuß des Verſicherungsamts nach Anhören beteiligter 
Arbeitgeber und Verſicherungspflichtiger einen Beſchluß zu faſſen, daß ein Bedürfnis für 
die Errichtung einer Landkrankenkaſſe nicht vorliege (§ 229). Dieſer Beſchluß iſt ſpäteſtens 
bis zum 1. Januar 1913 dem Oberverſicherungsamte zur Genehmigung vorzulegen. 

4. Es dürfen nur allgemeine Ortskrankenkaſſen und Landkrankenkaſſen errichtet werden, 
deren Leiſtungsfähigkeit außer Zweifel ſteht. Kaſſen mit einer vorausſichtlichen Mitglieder- 
zahl von weniger als 1000 ſind in der Regel nicht zu errichten (vergl. § 248 Nr. 1 und 
$ 251 Nr. 1). Dabei iſt der Jahresdurchſchnitt der Pflichtmitglieder zugrunde zu legen. 
Perſonen, die Mitglieder von Erſatzkaſſen ſein werden, ſind mitzuzählen. 

5. Bei allgemeinen Ortskrankenkaſſen und Landkrankenkaſſen mit größerem Kaſſen⸗ 
bezirk empfiehlt ſich 

a) die Bildung von Sektionen ($ 415) für beſtimmte örtliche Bezirke. 
Dabei können die Sektionen an einer ſparſamen Verwendung der Kaſſen⸗ 
mittel intereſſiert werden, indem ihnen die Satzung bis zu ¼ der Einnahmen 
und der Leiſtungen zuweiſt. 
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b) die Errichtung von Melde- und Zahlſtellen (8$ 322, 345 Abſ. 2 Nr. 5), auch als 
gemeinſame Melde- und Zahlſtellen durch das Verſicherungsamt (96 319, 404). 

c) die Übertragung der Geſchäfte der Melde- und Zahlſtellen an die Ortsbehörden 
(88 319, 404). 8 

6. Sind allgemeine Ortskrankenkaſſen und Landkrankenkaſſen für denſelben Bezirk 
nebeneinander errichtet, ſo kann die Wahrnehmung der Geſchäfte durch übereinſtimmende 
Abgrenzung der Sektionen, durch gemeinſame Melde- und Zahlſtellen, durch Bildung eines 
Kaſſenverbandes (5 — 406 ff.) zwecks gemeinſamer Anſtellung des Perſonals erleichtert und 
verbilligt werden. 

7. Die Satzung der allgemeinen Ortskrankenkaſſen und der Landkrankenkaſſen iſt nach 
$ 320 rechtzeitig vor dem Inslebentreten der Kaſſen vom Gemeindeverbande zu errichten. 
Zur Beſchlußfaſſung find die in Nr. 1 der Bekanntmachung vom heutigen Tage be- 
zeichneten Organe zuſtändig. Das Oberverſicherungsamt hat den Gemeindeverband unter 
Setzung einer angemeſſenen Friſt zur Beſchlußfaſſung und Vorlegung der Satzung auf⸗ 
zufordern. Der Lauf der Friſt darf erſt 14 Tage nach dem Zeitpunkte beginnen, zu dem 
die Muſterſatzungen im Zentralblatte für das Deutſche Reich veröffentlicht ſind. 

Wird die Satzung in der endgültig angeordneten Friſt nicht errichtet (§ 233 Abſ. 2), 
jo errichtet das Verſicherungsamt ſelbſt die Satzung (8 320 Abſ. 2) und legt fie dem Ober- 
verſicherungsamt mit den Vorgängen zur Genehmigung vor. Das Gleiche gilt, wenn die 
Errichtung einer allgemeinen Ortskrankenkaſſe oder einer Landkrankenkaſſe rechtskräftig an- 
geordnet worden iſt. 

8. Die Satzung bedarf der Genehmigung des Oberverſicherungsamts (8 324). Dieſes 
beſtimmt zugleich, daß die Kaſſe am 1. Januar 1914 ins Leben tritt; vergl. Nr. 1 des 
Erlaſſes vom 15. Juli d. Is. (HMBl. S. 394). 

9. Wählbar zu den Organen der Landkrankenkaſſen ſind beteiligte Arbeitgeber im 
Sinne des § 332 Abſ. 2 und bei der Kaſſe Verſicherte. Die näheren Vorſchriften über die 
Wählbarkeit enthalten die 88 12 ff. Nicht wählbar find nach § 13 Abſ. 3 die Mitglieder 
einer Behörde, die Aufſichtsbefugniſſe über einen Verſicherungsträger hat. Hiernach find 
die Landräte, die ihnen beigegebenen Regierungsaſſeſſoren und die Verſicherungs⸗ (Kreis-) 
ſekretäre wegen ihrer Eigenſchaft als Vorſitzende und ſtellvertretende Vorſitzende des Ver⸗ 
ſicherungsamts nicht wählbar. Arbeitgeber, die nur Dienſtboten beſchäftigen, können nach 
§ 17 Nr. 5 die Wahl ablehnen; es empfiehlt ſich daher, ihre Vereitwilligkeit zur Annahme 
der Wahl vorher feſtzuſtellen. 

10. Bei Prüfung der Frage, ob eine allgemeine Ortskrankenkaſſe nicht errichtet werden 
ſoll, weil fie nicht mindeſtens 250 Pflichtmitglieder haben würde ($ 230), iſt der ganze 
Bezirk des Verſicherungsamts zu berückſichtigen. 


II. Ausgeſtaltung beſtehender Ortskrankenkaſſen. 


1. Beſtehende Ortskrankenkaſſen können, wenn die Vorausſetzungen des Art. 15 EG. 
vorliegen, zu allgemeinen Ortskrankenkaſſen ausgeſtaltet werden. Auf Nr. 2 Abſ. 3 des 
Erlaſſes vom 8. Mai d. Is. (H Ml. S. 264) wird verwieſen. Soll eine der im Art. 15 
Abſ. 2 a. a. O. bezeichneten Ortskrankenkaſſen ausgeſtaltet werden, fo hat das Ober— 
verſicherungsamt unverzüglich die Kaſſe zu bezeichnen, deren Ausgeſtaltung genehmigt wird. 

Zwecks Ausgeſtaltung der Kaffe wird die Kaſſenſatzung dahin geändert, daß die Kaſſe 

„alle nach der RWO. Verſicherungspflichtigen umfaßt, ſoweit fie nicht einer 
Landkrankenkaſſe, einer knappſchaftlichen Kraukenkaſſe, einer beſonderen Orts⸗ 
krankenkaſſe, einer Betriebs- oder Innungskrankenkaſſe angehören.“ 


In allen Fällen hat das Oberverſicherungsamt über die Ausgeſtaltung erſt Beſchluß zu faſſen, 
wenn feſtſteht, daß der Gemeindeverband von der Befugnis, eine allgemeine Ortskrankenkaſſe 
zu errichten, keinen Gebrauch machen will. Sobald ein Beſchluß des Gemeindeverbandes 
über die Errichtung einer allgemeinen Ortskrankenkaſſe vorliegt oder das Oberverſicherungs⸗ 
amt die Errichtung dieſer Kaſſe angeordnet hat, iſt der Antrag auf Ausgeſtaltung abzu- 
lehnen. Die Satzungsänderung für die Ausgeſtaltung iſt von der Generalverſammlung zu 
beſchließen ($ 36 Nr. 3 KV.). Über die Genehmigung der Satzungsänderungen hat das 
Oberverſicherungsamt zu beſchließen (§ 324, Art. 1 V. v. 5. Juli d. Is., RGBl. S. 439). 

2. Ausgeſtaltet werden dürfen nur Ortskrankenkaſſen, die nach den SS 239 ff. als be⸗ 
ſondere Ortskrankenkaſſen zugelaſſen werden können. Kaſſen, die ausgeſtaltet werden 
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wollen, haben daher bis zum 31. Dezember 1912 (Art. 6 V. v. 5. Juli d. Is., RGGBl. 
S. 439) den Antrag auf Zulaſſung mit dem Zuſatze zu ſtellen, daß fie ſich gemäß Art. 15 
EG. zur allgemeinen Ortskrankenkaſſe auszugeſtalten beabſichtigen. Bei Prüfung der Zu⸗ 
laſſungsfähigkeit iſt §S 240 Nr. 2 und 3 nicht anzuwenden. 

Ausgeſtaltet werden dürfen ferner nach dem klaren Wortlaut des Art. 15 Abſ. 1 CG. 
nur Ortskrankenkaſſen, deren Bezirk mit dem Bezirke der demnächſtigen allgemeinen Orts⸗ 
krankenkaſſe übereinſtimmt. Bei freier Auslegung des Art. 15 Abſ. 2 würden allerdings 
die hier bezeichneten Kaſſen berechtigt fein, ſich unter Erweiterung ihres Bezirks aus⸗ 
zugeſtalten. Abgeſehen von anderen Erwägungen würde es aber widerſinnig ſein, die in 
Abſ. 2 bezeichneten Kaſſen anders als die in Abſ. 1 aufgeführten zu behandeln. Es darf 
daher nur ſolchen Kaſſen die Genehmigung zur Ausgeſtaltung nach Art. 15 Abſ. 2 erteilt 
werden, deren Bezirk ſich mit dem Bezirke der in Ausſicht genommenen allgemeinen Orts⸗ 
krankenkaſſe deckt. Die Gemeindeverbände haben mithin in allen Fällen, in denen mit der 
Ausgeſtaltung eine Erweiterung des Bezirks verbunden ſein würde, die Errichtung einer 
allgemeinen Ortskrankenkaſſe zu beſchließen. Tun fie dies nicht, fo hat das Oberverſicherungs⸗ 
amt die Errichtung anzuordnen ($ 232) und, wenn dieſe Anordnung nicht befolgt wird, die 
Kaſſe ſelbſt zu errichten (§§ 233, 320 Abſ. 2). 

Bei der Ausgeſtaltung von Ortskrankenkaſſen, deren Bezirk über den Bezirk des Ver- 
ſicherungsamts hinausgeht, iſt eine entſprechende Verkleinerung des Kaſſenbezirks vor- 
zunehmen. Auch abgeſehen hiervon iſt die Verkleinerung des Bezirks bei der Ausgeſtaltung 
zuläſſig. Dem Antrag auf Ausgeſtaltung iſt in dieſen Fällen nur zu entſprechen, wenn 
die Kaſſe zugleich die Ausſcheidung der ihr aus dem auszuſcheidenden Bezirksteil an- 
gehörenden Mitglieder beantragt (88 281 ff.). 

Matten für Gemeindeteile können zu allgemeinen Ortskrankenkaſſen für den Gemeinde— 
teil ausgeſtaltet werden. 

3. Gegenüber der Errichtung einer allgemeinen Ortskrankenkaſſe bietet die Ausge⸗ 
ſtaltung einer beſtehenden gemeinſamen Ortskrankenkaſſe den Vorteil, daß die Kaſſe beſtehen 
bleibt, ſodaß eine Vermögensauseinanderſetzung und eine Überweiſung der Mitglieder — 
abgeſehen von dem Falle der Ausſcheidung — nicht ſtattfindet, auch bleiben die Verträge 
mit den Arzten und Kaſſenangeſtellten in Kraft. 

4. Stellt eine Ortskrankenkaſſe, deren Ausgeſtaltung vorgeſehen iſt, den Antrag auf 
Zulaſſung nicht rechtzeitig, ſo iſt eine allgemeine Ortskrankenkaſſe zu errichten. Dieſes 
Verfahren wird in der Regel dazu führen, daß auch die Ortskrankenkaſſen, deren Zulaſſung 
als beſondere Ortskrankenkaſſe bei Ausgeſtaltung der gemeinſamen Ortskrankenkaſſe angängig 
geweſen wäre, ſowie die für die Ausgeſtaltung in Ausſicht genommene Ortskrankenkaſſe ſelbſt in 
analoger Anwendung des § 242 Abſ. 2 nicht zugelaſſen werden, damit im Intereſſe der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit die neue allgemeine Ortskrankenkaſſe einen ausreichenden Mitgliederbeſtand hat. 

5. Iſt eine Landkrankenkaſſe errichtet, ſo kann dem Antrag auf Ausgeſtaltung ſeitens 
einer gemeinſamen Ortskrankenkaſſe, die auch Landkaſſenpflichtige umfaßt, nur entſprochen 
werden, wenn die Kaſſe zugleich den Antrag auf Ausſcheidung der Landkaſſenpflichtigen 
gemäß SS 281 ff. ſtellt. Ausnahmen finden nur ſtatt, wenn die oberſte Verwaltungsbehörde 
nach § 236 Abſ. 2 einzelne Gruppen Landkaſſenpflichtiger den allgemeinen Ortskrankenkaſſen 
zuweiſen ſollte, oder nach § 488 die Fortdauer der ſtatutariſchen Beſtimmungen über die 
Verſicherung der Hausgewerbtreibenden genehmigt. 


III. Zulaſſung beſtehender Ortskrankenkaſſen als beſondere Ortskrankenkaſſen. 


1. Beſtehende Ortskrankenkaſſen haben nach SR 239 ff. ein Recht, als beſondere Orts⸗ 
krankenkaſſen zugelaſſen zu werden, wenn ſie den geſetzlichen Vorausſetzungen entſprechen. 

Der Antrag auf Zulaſſung iſt nach Art. 18 EGG. von der Generalverſammlung zu 
beſchließen. Das Verfahren bei der Zulaſſung richtet ſich nach den Art. 17 ff. EG. Nach 
Art. 19 a. a. O. muß mit dem Antrag auf Zulaſſung ein Entwurf der Kaſſenſatzung ein⸗ 
gereicht werden, der den Vorſchriften der RBO. entſpricht. Da die Muſterſatzungen noch 
nicht erſchienen ſind, ſo können die beſtehenden Krankenkaſſen ihre Satzungen den Vorſchriften 
der RVO. bis zum 1. Januar 1913 nicht anpaſſen. Die Verſicherungsämter haben daher 
grundſätzlich gemäß Art. 19 für die Einreichung der Satzung eine angemeſſene Friſt zu 
ſetzen, deren Lauf früheſtens 14 Tage nach Veröffentlichung der Muſterſatzungen im Zentral⸗ 
blatt für das Deutſche Reich beginnen darf. Die Satzungsänderung iſt von der General⸗ 
verſammlung zu beſchließen ($ 36 Nr. 3 KG.). Über die Genehmigung der Satzungs⸗ 
änderungen hat das Oberverſicherungsamt zu beſchließen. 
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2. Die Zulaſſung ſetzt im einzelnen voraus, daß 
a) die Kaſſe für Gewerbszweige oder Betriebsarten oder allein für Verſicherte 


b 
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eines Geſchlechts beſteht ($ 239). 

Ortskrankenkaſſen, die nach den Vorſchriften des KVG. nicht errichtet 
werden durften oder als beſtehende Krankenkaſſen im Sinne des § 85 KVG. 
nicht angeſehen werden können, dürfen nicht zugelaſſen werden. Nicht errichtet 
werden durften Ortskrankenkaſſen für Gewerbszweige und Betriebsarten oder 
nach anderen Geſichtspunkten z. B. nach dem Geſchlecht, dem Alter, der Art 
der Beſchäftigung uſw. Unzuläſſig war die Errichtung von Ortskrankenkaſſen 
für Teile eines Gemeindebezirks; ſoweit aber ſolche Ortskrankenkaſſen infolge 
von Eingemeindungen beſtehen, müſſen ſie auch weiter zugelaſſen werden, da 
ihre Schließung nach dem KG. nicht ausgeſprochen werden konnte. 

Beſtehende Ortskrankenkaſſen im Sinne des 6 85 KVG. durften weder 
ihren Mitgliederkreis erweitern, noch zu ſeiner Anderung verpflichtet werden. 
Allerdings können ſolche Kaſſen durch Abänderung der Satzung, die bis zum 
31. Dezember 1912 vom Bezirksausſchuß genehmigt fein müßte, ihren Mitglieder: 
kreis auf den Umfang, wie er bei Inkrafttreten des KVG. vom 15. Juni 1883 
beſtanden hat, wiederherſtellen. In dieſem Falle iſt aber zu prüfen, ob dieſer 
urſprüngliche Mitgliederkreis den Anforderungen des § 239 genügt. 
die Kaffe mindeſtens 250 Mitglieder zählt (§ 240 Nr. 1, § 241). 

Bei der Berechnung der Mindeſtzahl iſt allgemein der Durchſchnitt der 
Kalenderjahre 1910, 1911, 1912 zugrunde zu legen, wobei für jedes Kalender⸗ 
jahr der Jahresdurchſchnitt einzuſetzen iſt. Es ſind nur die Pflichtmitglieder 
zu zählen. 
der Fortbeſtand der Kaſſe den Beſtand oder die Leiſtungsfähigkeit der allge⸗ 
meinen Orts⸗ und der Landkrankenkaſſen des Bezirks nicht gefährdet (8 240 
Nr. 2, 8 242). 

Nach § 242 iſt eine Gefährdung insbeſondere dann anzunehmen, wenn 
die Zahl der Mitglieder, die ihr bei Zulaſſung beſonderer Ortskrankenkaſſen 
verbleiben würden, nicht mindeſtens 250 erreicht. In dieſem Falle iſt alſo unter 
allen Umſtänden eine Gefährdung anzunehmen. Die Vorſchrift ſchließt aber 
nicht aus, auch bei einer größeren Mitgliederzahl die Gefährdung als vorliegend 
zu erachten. In der Regel iſt daher davon auszugehen, daß der allgemeinen 
Ortskrankenkaſſe oder der Landkrankenkaſſe mindeſtens 1000 Perſonen verbleiben. 
Dabei ſind die Beſtimmungen des § 242 Abſ. 2 entſprechend anzuwenden. Auch 
aus anderen Gründen kann eine Gefährdung der allgemeinen Ortskrankenkaſſe 
oder der Landkrankenkaſſe angenommen werden, insbeſondere, weil die zuzu— 
laſſende Kaſſe der allgemeinen Orts- oder der Landkrankenkaſſe die guten Riſiken 
entziehen würde, oder weil durch ihre Zulaſſung der Bezirk der allgemeinen 
Ortskrankenkaſſe oder der Landkrankenkaſſe in einer für die Verwaltung der 
Kaſſe ungünſtigen Weiſe durchbrochen werden würde. 
die ſatzungsmäßigen Leiſtungen der Kaſſe denen der maßgebenden Ortskranken⸗ 
kaſſe mindeſtens gleichwertig ſind, oder binnen 6 Monaten gemacht werden 
(8 240 Nr. 3, Së 259 - 263). 

Die Leiſtungen der maßgebenden allgemeinen Ortskrankenkaſſe werden erſt 
durch ihre Satzung beſtimmt. Die Verſicherungsbehörden haben daher, wenn 
die Leiſtungen der allgemeinen Ortskrankenkaſſe zur Zeit der Genehmigung der 
Satzung der beſtehenden Ortskrankenkaſſe noch nicht feſtſtehen, die ſechsmonatige 
Friſt zur gleichwertigen Ausgeſtaltung der Leiſtungen erſt dann in Lauf zu ſetzen, 
wenn die Satzung der allgemeinen Ortskrankenkaſſe errichtet iſt. 
die Leiſtungsfähigkeit der Kaſſe auf die Dauer ſicher iſt (§ 240 Nr. 4). 

Gehören der Ortskrankenkaſſe nach der jetzt geltenden Satzung Gruppen 
von Perſonen an, die nach $ 235 landkaſſenpflichtig werden, fo müſſen ſie, vor⸗ 
behaltlich des Rechtes der einzelnen Mitglieder, nach Art. 29 EG. für ihre 
Perſon in der Ortskrankenkaſſe zu verbleiben, der Landkrankenkaſſe angehören, 
ſoweit für den Bezirk der zuzulaſſenden Ortskrankenkaſſen eine Landkrankenkaſſe 
errichtet wird. Bei Prüfung der Leiſtungsfähigkeit iſt daher der demnächſtige 
Abgang dieſer Mitglieder zu berückſichtigen und die Satzung ſo abzuändern, daß 
der Mitgliederkreis ſich auf dieſe Gruppen von Perſonen nicht mehr erſtreckt. 
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Ausnahmen finden nur ſtatt, wenn die oberſte Verwaltungsbehörde nach 
8 236 Abi. 2 einzelne Gruppen Landkaſſenpflichtiger den allgemeinen Orts⸗ 
trankenkaſſen zuweiſen ſollte, oder nach § 488 die Fortdauer der ſtatutariſchen 
Beſtimmungen über die Verſicherung der Hausgewerbtreibenden genehmigt. 

Bei der Prüfung der finanziellen Leiſtungsfähigkeit iſt davon auszugehen, 
daß eine Kaſſe dann als leiſtungsfähig anzuſehen iſt, wenn ſie in den letzten 
Jahren bei normalen Beiträgen normale Leiſtungen gewährt und auch ihrer Ver⸗ 
pflichtung, den Reſervefonds aufzufüllen, nachgekommen iſt, es ſei denn, daß 
beſondere Umſtände eine andere Beurteilung rechtfertigen. 
die Kaſſe nicht über den Bezirk des Verſicherungsamts hinausreicht (§ 240 Nr. 5). 
Ausnahmen würden nur ſtatthaft ſein bei Zulaſſung auszugeſtaltender Orts⸗ 
krankenkaſſen mit Genehmigung der oberſten Verwaltungsbehörden gemäß 
§ 226 Abſ. 3. 

3. Vor der Zulaſſung ſind die Satzungen aller Kaſſen dahin zu prüfen, ob ſie dem 
Krankenverſicherungsgeſez und dem § 239 RO. entſprechen und auch im übrigen zu 
Zweifeln keinen Anlaß geben. So empfiehlt es ſich bei den häufig vorkommenden Kaſſen 
für die „im Handwerk“ und „in Fabriken“ Beſchäftigten zur Vermeidung von Streitig⸗ 
keiten über die Kaſſenzugehörigkeit die Begriffe „Handwerk“ und „Fabrik“ nach leicht⸗ 
faßlichen Geſichtspunkten z. B. nach der Zahl der beſchäftigten Perſonen näher zu be⸗ 
ſtimmen. Mängel in der Satzung einer Ortskrankenkaſſe, die ausgeſtaltet werden ſoll, 
können bei der Zulaſſung unberückſichtigt bleiben, wenn ſie durch die mit der Ausgeſtaltung 
verbundene Anderung des Mitgliederkreiſes beſeitigt werden und ſich die Ortskrankenkaſſe 
im übrigen zur Ausgeſtaltung beſonders eignet. Widerſprechen ſich die Satzungen mehrerer 
Ortskrankenkaſſen und wird dieſer Mangel nicht durch die Ausgeſtaltung oder durch die 
Auflöſung oder Schließung einer oder mehrerer Ortskrankenkaſſen geheilt, ſo darf die Kaſſe, 
deren Satzung zu Unrecht genehmigt iſt (vergl. Entſch. des OVG. v. 8. März 1894, Bd. 36 
S. 311 und v. 5. März 1896, Bd. 39 S. 349) nur zugelaſſen werden, wenn ſie den 
Widerſpruch durch Anderung ihrer Satzung beſeitigt. 

4. Iſt eine Landkrankenkaſſe errichtet, ſo kann eine Ortskrankenkaſſe, die auch Land⸗ 
kaſſenpflichtige umfaßt, nur zugelaſſen werden, wenn ſie zugleich den Antrag auf Aus⸗ 
ſcheidung der Landkaſſenpflichtigen gemäß SS 281 ff. ſtellt. Umfaßt die beſtehende Orts⸗ 
krankenkaſſe nur Landkaſſenpflichtige, ſo kann ſie überhaupt nicht zugelaſſen werden, weil 
im Hinblick auf den Abgang der Mitglieder ihre Leiſtungsfähigkeit auf die Dauer nicht 
ſicher geſtellt iſt (§ 240 Nr. 4). d - 

Ausnahmen finden nur ſtatt, wenn die oberſte Verwaltungsbehörde nach § 236 Abſ. 2 
einzelne Gruppen Landkaſſenpflichtiger den allgemeinen Ortskrankenkaſſen zuweiſen ſollte, 
oder nach $ 488 die Fortdauer der ſtatutariſchen Beſtimmungen über die Verſicherung der 
Hausgewerbtreibenden genehmigt. 


IV. Zulaſſung beſtehender Betriebskrankenkaſſen. 
1. Bei der Zulaſſung beſtehender Betriebskrankenkaſſen gemäß § 255 iſt zu beachten, daß 

a) die Betriebskrankenkaſſen nach dem Krankenverſicherungsgeſetze zu Recht beſtehen 
müſſen. 

Betriebskrankenkaſſen für Betriebsteile können daher nur zugelaſſen werden, 
wenn ſie bei dem Inkrafttreten des KVG. beſtanden haben (§ 85 KVG.) oder 
für den Reſt der in einem Betriebe Beſchäftigten errichtet ſind, während der 
SCH Teil des Perſonals bereits in einer beſtehenden Kaſſe (§S 85 KVG.) Det, 
ſichert war. 

p) ſie mindeſtens 100, bei Krankenkaſſen für landwirtſchaftliche oder Binnenſchiffahrts⸗ 
Betriebe mindeſtens 50 Mitglieder haben müſſen ($ 255 Nr. 1, 88 241, 247). 
Auch hier find nur die Pflichtmitglieder nach dem Durchſchnitt der Kalender⸗ 

jahre 1910, 1911, 1912 zu berückſichtigen. Dabei iſt § 247 zu beachten, wonach 
es bei Saiſonbetrieben genügt, wenn die Mindeſtzahl während des Zeitraums 
von 2 Monaten in jedem Kalenderjahre vorhanden geweſen iſt. Im übrigen 
wird der Jahresdurchſchnitt nach dem Mitgliederſtand in den einzelnen Monaten 
berechnet. 
ihre ſatzungsmäßigen Leiſtungen denen der maßgebenden Krankenkaſſen mindeſtens 
gleichwertig ſein oder binnen 6 Monaten gemacht werden müſſen (§ 255 Nr. 2). 
Hier gilt das für die beſonderen Ortskrankenkaſſen unter III, 2d Geſagte 
entſprechend. 


— 
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d) ihre Leiſtungsfähigkeit auf die Dauer ſicher ſein muß ($ 255 Nr. 3). 

Im Hinblick auf die Pflicht des Arbeitgebers, bei Unzulänglichkeit der Bei- 
träge aus eigenen Mitteln Beihilfen zu leiſten (8 390), kann eine Betriebs⸗ 
krankenkaſſe nur dann als leiſtungsunfähig angeſehen werden, wenn nach Lage 
der Verhältniſſe angenommen werden muß, daß der Arbeitgeber außerſtande iſt, 
nötigenfalls die Beihilfen zu leiſten. 


2. Für beſtehende Betriebskrankenkaſſen, die für Betriebe des Reichs oder der Bundes⸗ 
ſtaaten zugelaſſen werden, gelten nach § 255 Abſ. 2 die Anforderungen des § 255 Abſ. 1 
nicht, doch bedürfen auch ſie der Zulaſſung. 


3. Im Gegenſatze zu den Vorſchriften über die Zulaſſung beſonderer Ortskranken⸗ 
kaſſen darf bei der Zulaſſung beſtehender Betriebskrankenkaſſen nicht geprüft werden, ob 
der Beſtand der allgemeinen Orts- oder der Landkrankenkaſſe gefährdet wird. 

4. Der Antrag auf Zulaſſung iſt vom Arbeitgeber zu ſtellen (Art. 18 EG.), Für die 
Einreichung des Entwurfs der abgeänderten Satzung haben die Verſicherungsämter eine 
angemeſſene Friſt zu ſetzen, deren Lauf früheſtens 14 Tage nach Veröffentlichung der Mufter- 
ſatzungen im Zentralblatte für das Deutſche Reich beginnen darf. 

5. Das Oberverſicherungsamt hat den Vorſtänden der beſtehenden Baukrankenkaſſen 
bis zum 1. Januar 1913 zu eröffnen, ob ſie als Betriebskrankenkaſſen fortbeſtehen ſollen 
(Art. 22 EG.). 

Sobald die Satzung der allgemeinen Ortskrankenkaſſe errichtet IL ſetzt das Ober 
verſicherungsamt das Maß der Leiſtungen der zuzulaſſenden Kaſſe feſt und beſtimmt eine 
Friſt zur Anderung der Satzung. 


V. Zulaſſung von beſtehenden Innungskrankenkaſſen. 
Beſtehende Innungskrankenkaſſen werden nach § 256 unter denſelben Vorausſetzungen 
wie Betriebskrankenkaſſen zugelaſſen, doch iſt eine Mindeſtmitgliederzahl nicht vorgeſchrieben. 
Die Zulaſſung darf wegen Gefährdung des Beſtandes der allgemeinen Orts- oder der 
Landkrankenkaſſe nicht verſagt werden. Der Antrag auf Zulaſſung iſt von der Innung 
nach Anhören des Geſellenausſchuſſes zu ſtellen (Art. 18 EG.). Nr. IV 4 Satz 2 gilt auch hier. 


VI. Erſatzkaſſen. 
1. Die den eingeſchriebenen Hilfskaſſen nach § 75a KVG. ausgeftellten Beſcheinigungen 


werden nach Art. 7 der Verordnung vom 5. Juli d. J. (RG Bl. S. 439) mit dem Ablaufe 


des 30. Juni 1914 ungültig. Dieſe Kaſſen ſind daher bis zu dieſem Zeitpunkte Träger 
der Krankenverſicherung, auch wenn fie nur die im § 75 KVG. bezeichneten Leiſtungen 
gewähren. 

2. Nach der Faſſung des § 503 können Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit, die 
zur Zeit weniger als 1000 Mitglieder haben, ihre Mitgliederzahl ohne Anderung ihres Mit- 
gliederkreiſes und ihres Bezirkes noch vermehren. Die Frage, ob ſolche Verſicherungs— 
unternehmen im Hinblick auf die Mitgliederzahl als Erſatzkaſſen zugelaſſen werden können, 
iſt daher in Zweifelsfällen erſt nach dem Stande vom 30. Juni 1914 zu entſcheiden. 
Dabei iſt ſorgfältig zu prüfen, ob inzwiſchen Perſonen aufgenommen ſind, die nach der 
am 1. April 1909 geltenden Satzung nicht aufgenommen werden durften. 

3. Die auf landesrechtlichen Vorſchriften errichteten Hilfskaſſen können grundſätzlich 
als Erſatzkaſſen nicht zugelaſſen werden. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Domänen und Forſten. 
Dr. Sydow. In Vertretung. 
Küſter. 


III. 6936 M. f. H. u. G. — I. A. Ia. 4252 M. f. L., D. u. F. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam ſowie 
die Herren Vorſitzenden der Oberverſicherungsämter (mit Ausnahme der beſonderen 
Oberverſicherungsämter). 


KÉ 
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Anlage. 
Bekanntmachung. 

Auf Grund des § 111 der Reichsverſicherungsordnung beſtimmen wir in Ergänzung 
des Erlaſſes vom 7. Dezember 1911 (SMBl. S. 447): 

1. Allgemeine Ortskrankenkaſſen und Landkrankenkaſſen werden in Landkreiſen durch 
Beſchluß des Kreistags, in Gemeinden, bei denen der Bezirk der zu errichtenden Kaſſe 
nicht über den Gemeindebezirk hinausgehen ſoll, durch Gemeindebeſchluß, und zwar in 
Städten durch übereinſtimmenden Beſchluß der beiden ſtädtiſchen Körperſchaften, in Städten 
ohne Magiſtratsverfaſſung durch Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung, in Land» 
gemeinden durch Beſchluß der Gemeindeverſammlung oder der Gemeindevertretung errichtet 
(§ 231 RVO.) 

2. Den Vorſitzenden, die anderen Mitglieder des Vorſtandes und die Mitglieder des 
Ausſchuſſes der Landkrankenkaſſen wählt in Landkreiſen der Kreistag, in Städten die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung, in Landgemeinden die Gemeindeverſammlung oder die Gemeinde: 
vertretung ($$ 331, 336 a. a. O.). 


Berlin, den 4. November 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
Dr. Sy dow Domänen und Forſten. 
| * In Vertretung. 
III. 6986 M. f. H. — I A. Ia. 4259 M. f. L., D. u. F. Küſter. 


Betr. Befreiung von der Verſicherungspflicht. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 12. November 1912. 

Ich überſende den Königlichen Oberverſicherungsämtern hierbei den Abdruck meiner 
heutigen Bekanntmachung, betreffend die Befreiung der Beamten und Bedienſteten der 
Fürſtlich Hohenzollernſchen Fideikommißverwaltung von der Krankenverſicherungspflicht, zur 
Beachtung. 


lage. 


In Vertretung. 
III. 7645. Schreiber. 


An die Königlichen Oberverſicherungsämter (mit Ausnahme der beſonderen Cher, 
verſicherungsämter). 


Anlage. 
Bekanntmachung. 

Auf Grund des § 170 der Reichsverſicherungsordnung beſtimme ich auf Antrag der 
Fürſtlich Hohenzollernſchen Hofkammer, daß die Beamten und Bedienſteten der Fürſtlich 
Hohenzollernſchen Fideikommißverwaltung von der Krankenverſicherungspflicht befreit ſind, 
ſoweit ihnen einer der im § 169 a. a. O. bezeichneten Anſprüche gewährleiſtet iſt oder ſie 
lediglich für ihren Beruf ausgebildet werden. 

Berlin, den 12. November 1912. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


In Vertretung. 
III. 7645. Schreiber. 


III. Buch. (Unfallverſicherung.) 
Betr. Durchführung des 3. Buches der RVO. im Bereiche der Eiſenbahuverwaltung. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Berlin, den 25. Oktober 1912. 
Durch die Kaiſerliche Verordnung vom 5. Juli 1912 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 439) Artikel 3 
ſind die Vorſchriften des Dritten Buches der Reichsverſicherungsordnung und die zu ihrer 
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Durchführung erforderlichen anderen Vorſchriften des Geſetzes zum 1. Januar 1913 in 
Kraft geſetzt worden. Es werden dazu unter Aufhebung der Erlaſſe vom 18. Februar 1895 
(EV Bl. S. 244), vom 4. und 11. September 1900 (EV Bl. S. 369 und EN Bl. S. 507), 
vom 13. Januar 1901 (EV Bl. S. 13) und vom 26. März 1906 (EV Bl. S. 253) die 
folgenden Ausführungsbeſtimmungen mit Geltung vom 1. Januar 1913 ab erlaſſen: 

1. Die Geſchäfte der Ausführungsbehörden (8 892 RVO.) werden gemäß 8 893 
Abſ. 2 RBO. auch in Zukunft von dem Eiſenbahn⸗Zentralamt und den Eiſenbahndirektionen 
für die ihnen nachgeordneten Dienſtzweige wahrgenommen. 

2. Die Unfallanzeige iſt von dem dem Verunglückten unmittelbar vorgeſetzten Beamten 
an den Vorſtand des Betriebs⸗ oder Maſchinenamts oder :nebenamts, des Werkſtätten⸗, 
Verkehrs⸗ oder Abnahmeamts oder der Bauabteilung zu erſtatten, in deren Bereich der 
Unfall ſich ereignet hat. Erleidet ein Bedienſteter, der dem Eiſenbahn⸗Zentralamt oder 
einer Eiſenbahndirektion unmittelbar unterſtellt ift, nicht innerhalb des Dienſtbereichs eines 
Amtes oder einer Bauabteilung einen Betriebsunfall, ſo iſt die Unfallanzeige dem Vor⸗ 
ſtande des dem Unfallort am nächſten gelegenen, nötigenfalls von der Eiſenbahndirektion 
oder im Benehmen mit dieſer von dem Eiſenbahn-Zentralamte von vornherein zu be⸗ 
ſtimmenden Betriebsamts zu erſtatten (8 1557 NVD.). 

3. Die Unterſuchung des Unfalls erfolgt durch den Amts- oder Bauabteilungs⸗ 
vorſtand, dem gemäß Ziffer 2 die Unfallanzeige zu erſtatten iſt (§S 1561 RWO.) 

4. Es bleibt den Eiſenbahndirektionen und im Benehmen mit der zuſtändigen Eiſen— 
bahndirektion dem Eiſenbahn⸗Zentralamt überlaſſen, über die Erſtattung der Unfallanzeigen 
durch die Dienſtvorſteher und über die Vornahme der Uufallunterſuchung durch die Vor⸗ 
ſtände der Amter und Bauabteilungen noch beſondere Vorſchriften zu erteilen. 

5. Die Aufgaben der Verſicherungsämter werden gemäß § 112 RWO. den Bezirks⸗ 
ausſchüſſen der Peuſionskaſſe für die Arbeiter der Preußiſch-Heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft 
übertragen. 

Der für die Unfallſachen zuſtändige Dezernent darf deshalb nicht gleichzeitig Vorſitzender 
des Bezirksausſchuſſes ſein. Gegebenenfalls iſt die Geſchäftsverteilung entſprechend zu ändern. 

6. Erſuchen um eidliche Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen im Wege der 
Rechtshilfe nach Maßgabe des § 1571 Abſ. 2 RVO. find an das zuſtändige ordentliche 
Verſicherungsamt oder an das Amtsgericht zu richten. 

1. Von der Ermächtigung des § 1572 RVO., den Vorſitzenden des Verſicherungsamts 
um Aufklärung des Sachverhalts und um gutachtliche Außerung zu erſuchen, iſt kein Ge— 
brauch zu machen. 

8. Die Vernehmung des Berechtigten im Einſpruchverfahren nach Maßgabe des 
§ 1592 RBO. hat ſtets durch den Bezirksausſchuß zu erfolgen. 

9. Auf Grund des 8 897 RVO. find Vorſchriften, die zur Verhütung von Unfällen 
erlaſſen werden, mindeſtens drei Vertretern der Arbeiter zur Beratung und gutachtlichen 
Außerung vorzulegen, ſofern ſie Strafbeſtimmungen enthalten ſollen. Soweit es ſich um 
den Erlaß von Vorſchriften handelt, die zugleich den Eiſenbahnbetrieb zu ſichern beſtimmt 
ſind, gilt das nicht. Je nachdem es ſich um Unfallverhütungsvorſchriften für die Betriebs— 
oder für die Werkſtättenarbeiter handelt, ſind Vertreter der in Frage kommenden Arbeiter— 
klaſſen auszuwählen. Die Auswahl der Vertreter bleibt dem Eiſenbahn⸗Zentralamt und 
den Eiſenbahndirektionen überlaſſen. Die ausgewählten Vertreter erhalten die Lohnausfälle, 
die ſie durch die Teilnahme an der Beratung erleiden, erſtattet und außerdem, wenn die 
Beratung nicht an ihrem Wohnorte ſtattfindet, neben freier Eiſenbahnfahrt ein Tagegeld 
von vier Mark. Die eſtſetzung der Vergütungen geſchieht durch das Eiſenbahn-Zentralamt 
und die Eiſenbahndirektionen. 

10. Die dem Reichsverſicherungsamt einzureichenden alljährlichen Nachweiſungen über 
die Rechnungsergebniſſe der Unfallverſicherung (§ 721 RVO.) find für das Kalenderjahr 
aufzuſtellen, während im übrigen den Veranſchlagungen und Verrechnungen der durch die 
Unfallverficherung erwachſenden Ausgaben das Staatsrechnungsjahr (1. April bis 31. März) 
zugrunde zu legen iſt. 

11. Von der den Berufsgenofjenfchaften erteilten Ermächtigung, über die Pflicht⸗ 
leiſtungen in gewiſſen Fällen (58 562, 582 bi. 2, § 590 Abſ. 2, § 592 Abſ. 3, pe 602, 
613 Ab}. 2 Rd.) hinauszugehen, können auch die an Stelle der Berufsgenoſſenſchaften 
als Ausführungsbehörden tretenden Eiſenbahndirektionen ſowie das Eiſenbahn⸗Zentralamt 
nach pflichtmäßigem Ermeſſen in geeigneten Fällen Gebrauch machen. 

12. Der Erlaß vom 4. Juli 1901 (EN Bl. S. 443) bleibt in Kraft, jedoch mit der 
Maßgabe, daß in Ziffer 5 an Stelle des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher erwachſener 
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Tagearbeiter ($ 8 KVG.) mit dem Inkrafttreten der §§ 149 bis 152 RVO. der Orts⸗ 
lohn für Erwachſene über 21 Jahre und an Stelle des angeführten § 10 Abſ. 1 des 
GUBG. § 570 RWO. tritt, ferner, daß der Hinweis in Ziffer 6 inſofern zu ändern iſt, als 
nach § 563 Abſ. 2 RVO. der 1800 % überſteigende Betrag des Jahresarbeitsverdienſtes 
nur zu einem Drittel zur Anrechnung kommt. 


In Vertretung. 
IV. B. 5. 649. gez. Stieger. 


An die Königlichen Eiſenbahndirektionen. 


VI. Buch (Verfahren). 
Betr. Koſten der Oberverſicherungsämter. 


i Berlin, den 21. Oktober 1912. 

Bei der Feſtſetzung von Eutſchädigungen, die in dem Verfahren vor den Cher, 
verſicherungsämtern an Zeugen und Sachverſtändige (insbeſondere Arzte) ſowie an 
die von Amts wegen geladenen Beteiligten und an die Verſichertenvertreter zu 
zahlen find, find die bei den Schiedsgerichten in Geltung geweſenen Entſchädigungsgrund⸗ 
ſätze — vorbehaltlich der endgültigen Regelung einſtweilen unverändert beizubehalten. 
Soweit es ſich um Unfallſachen handelt, ift dies ſchon deshalb angezeigt, weil die Ober⸗ 
verſicherungsämter bis zum Inkrafttreten der die Unfallverſicherung betreffenden Vorſchriften 
der Reichsverſicherungsordnung nur die Funktionen der früheren Schiedsgerichte im Rahmen 
des bisherigen Rechts wahrzunehmen haben. Aus dem gleichen Geſichtspunkte müſſen auch 
bei Entſcheidung der Frage, ob die Gebühren der vor den Oberverſicherungsämtern ver⸗ 
nommenen Arzte auf die Staatskaſſe oder unmittelbar auf die Verſicherungsträger anzu⸗ 
weiſen ſind, ſoweit es ſich um Unfallverſicherungsſachen handelt, die bisher be— 
ſtehenden Grundſätze in Geltung bleiben. Dagegen find auf dem Gebiete der Invaliden- 
verſiche rung alle bei dem Oberverſicherungsamt erwachſenden Auslagen unmittelbar aus 
der Staatskaſſe zu begleichen, da nach dem jetzt geltenden Rechte die Verſicherungsträger 
hier nur zur Zahlung des Pauſchbetrags verpflichtet ſind. 

Sind Barauslagen des Oberverſicherungsamts, die gerade am 1. Juli d. Is. ent⸗ 
ſtanden ſind, von den Verſicherungsträgern bereits erſtattet worden, ſo können dieſe Beträge 
nur dann auf die Pauſchſumme angerechnet werden, wenn es ſich um Angelegenheiten der 
Invalidenverſicherung handelt. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Finanzminiſter. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
Schreiber. Hergt. 


F. M. I. 15 260. — M. f. H. III. 6626. 


An das Königliche Oberverſicherungsamt in Köslin und zur Beachtung an die übrigen 
Königlichen Oberverſicherungsämter. 


4. Verſicherung der Angeſtellten. 


Betr. Beitragsmonate ($ 51 d. Geſ.). 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. den 2 ber 1912 
9, 2 ; 


Auf Grund des § 51 Ziffer 4 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. De- 
zember 1911 (RGBl. S. 989) beſtimme ich für den Bereich der Handels- und Gewerbe⸗ 
verwaltung, daß als ſtaatlich anerkannte Lehranſtalten im Sinne der angeführten Vorſchrift 
zu gelten haben diejenigen Fortbildungs⸗ und Fachſchulen ſowie Meiſterkurſe, in denen 
Tagesunterricht an Vollſchüler erteilt wird, ſofern ſie entweder 

a) vom Staat unterhalten oder unterſtützt oder 
b) von ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechts (Gemeinden, Innungen, 
e Handels- oder Handwerkskammern uſw.) unterhalten 
werden. 
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Bel Erfüllung dieſer Bedingungen fallen von den Fortbildungs- und Fachſchulen unter 
die bezeichnete Vorſchrift insbeſondere folgende Gattungen: 
1. die Navigationsſchulen, die Navigationsvorſchulen und die Schifferſchulen für 
Binnenſchiffer (Elbeſchiffer⸗Fachſchulen), 
2. die Baugewerkſchulen, 
3. die Maſchinenbauſchulen und ſonſtigen Fachſchulen für die Metallinduſtrie ſowie 
die Fachſchulen für Seedampfſchiffsmaſchiniſten, 
4. die Kunſtgewerbe⸗, Handwerker⸗ und ähnlichen Fachſchulen, 
5. die Textilfachſchulen, 
6. die Handelsvorſchulen, Handelsſchulen, höheren Handelsſchulen und Handels 
hochſchulen, 
7. die gewerblichen und kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen. 
Der Erlaß iſt in den Regierungsamtsblättern zu veröffentlichen. 
In Vertretung. 
IV. 7595. III. 6125. IIa. 3127. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 
„/ T eege 
V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. Stempelpflicht der Zeugniſſe. 
Berlin W. 9, den 7. November 1912. 

Die von der Königlichen Provinzial⸗Kunſt⸗ und Gewerkſchule daſelbſt ausgeſtellten 
Zeugniſſe ſind auf Grund der folgenden Erwägungen als nicht ſtempelpflichtig anzuſehen. 

Als Prüfungszeugniſſe, die nach unſerm Runderlaſſe vom 31. Oktober 1911 (SM Bl. 
S. 426) der Stempelpflicht aus Tarifſtelle 77 des Stempelſteuergeſetzes in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 30. Juni 1909 (GS. S. 535) unterworfen ſind, können die 
Zeugniſſe nicht gelten, da Prüfungen auf der Kunſt⸗ und Gewerkſchule nicht abgehalten 
werden. Die Zeugniſſe enthalten neben der Angabe über die Beſuchszeit und den regel⸗ 
mäßigen und pünktlichen Beſuch auch ein Urteil über das Betragen des Schülers und über 
ſeine Leiſtungen in den einzelnen Unterrichtsfächern und werden auf Verlangen den Schülern 
erteilt, welche die Schule, wenn auch vielleicht nur vorübergehend, verlaſſen. Die Zeugniſſe 
ſind daher den Abgangszeugniſſen von Fortbildungsſchulen gleichzuſtellen, welche nach 
unſerm Runderlaſſe vom 21. März 1912 (HMBl. S. 100) von der Stempelſteuer 
befreit ſind, auch inſoweit ſie nicht zur Erfüllung der Vorſchrift im § 131 Abſ. 2 der 
RGewd. ausgeſtellt werden. Daß es ſich vorliegend um Zeugniſſe einer Fachſchule handelt, 
begründet keinen Unterſchied in der ſtempelrechtlichen Behandlung, da die Fachſchulen nach 
§ 120 R6ewd. unter beſtimmten Vorausſetzungen auch als Erſatzſchulen für die Pflicht- 
fortbildungsſchulen in Betracht kommen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Finanzminiſter. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
gez. Dr. Neuhaus. gez. Halle. 


IV. 8969 M. f. H. — III. 17234 F. M. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 
„C7TTß(ͤ ͤ -— —ñ— e 
VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, Totem es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Gewerbe archiv für das Deutſche Reich. Sammlung der zur Reichsgewerbeordnung 
ergehenden Abänderungsgeſetze uſw. Herausgegeben von Kurt von Rohrſcheidt, Geheimem 
Regierungsrat in Merſeburg. Band XII, Heft 1. Berlin, Verlag von Franz Vahlen. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenſeld, Hofbuchdrucker. in Berlin W. 


